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Willkommen zur neuesten Ausgabe von IGMigration!

Bald endet das Europäische „Jahr der Chancengleichheit 2007“ und beginnt das „Jahr des Inter-
kulturellen Dialogs 2008“. Unabhängig von solchen europäischen Initiativen sind Themen um
Migration und Integration in unserer IG Metall seit Jahrzehnten von großer Bedeutung. Solche
europäische Jahreswidmungen sind dennoch wichtig: Sie geben Anlass, sich auf Themen zu kon-
zentrieren, die von öffentlichem Interesse sind und daher möglichst von vielen Akteuren gemein-
sam angegangen werden sollen und können.

Auf unserem 21. Gewerkschaftstag in Leipzig hat sich gezeigt, das Migrantinnen und Migranten
gut in der IG Metall integriert sind. Es gilt weiterhin, auch ihre Repräsentation in unserer Organi-
sation zu erhöhen. Es wurden die notwendigen Weichen für eine zukünftigfähige Integrations-
und Migrationspolitik gestellt. Wir möchten in der vorliegen Ausgabe die Beschlüsse zum Thema
Migration vorstellen. 

Ein Thema beschäftigt die Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter besonders stark: die zuneh-
mende Prekarisierung. Menschen mit Migrationshintergrund sind von prekärer Beschäftigung
besonders betroffen. Sie trifft nicht nur beispielsweise Werksvertragsarbeitnehmende oder Sai-
sonarbeitnehmende, die nur für kurze Zeit nach Deutschland kommen, um hier zu arbeiten. Sie
trifft ebenso die Kolleginnen und Kollegen mit Migrationshintergrund, die seit Jahren hier leben
und arbeiten. 

Unsere Aufgabe ist es, Prekarisierung mit wirksamen Konzepten entgegen zu treten und allen
Kollegen und Kollegen eine langfristige und beständige Integration in die Arbeitswelt zu ermögli-
chen. Dies klappt am besten, wenn wir sie als Mitglieder in die IG Metall gewinnen können. Die
auf dem Gewerkschaftstag gefassten Beschlüsse geben dazu einen Rahmen. Wir meinen, dass
es ohne Chancengleichheit für alle keine Zukunft geben kann. Hier sind wir alle gefragt. Schon
das Motto unseres Gewerkschaftstages gibt die Zielrichtung für unsere tägliche Arbeit: Zukunft
braucht Gerechtigkeit.

Wolfgang Rhode
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall
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inhalt ++ Deutschland nur Mittelmaß bei Auslän-
derpolitik ++Im Vergleich zu anderen euro-
päischen Ländern schneidet Deutschland nur
mittelmäßig bei der Ausländerpolitik ab, so
das Ergebnis einer Studie der Migration Poli-
cy Group (MPG) und des British Council. Das
deutsche Wahl- und Arbeitsrecht benachteili-
ge Ausländer aus Drittländern, heißt es in
der Studie. Dagegen wurde Schwedens Auslän-
derpolitik als vorbildlich in Europa hervor-
gehoben. Die Studie vergleicht die Rechtslage
in 25 EU-Staaten sowie der Schweiz, Norwegen
und Kanada. Deutschland habe bei der Verga-
be der Staatsbürgerschaft zwar Fortschritte
gemacht, sagte MPG-Direktor Niessen, schnitt
in diesem Feld jedoch weiterhin unterdurch-
schnittlich ab. Nur in Österreich und Däne-
mark seien die Bedingungen noch strenger.
++ Frankreich - Neues Museum zur Einwande-
rung ++ Während in Deutschland über die
Einrichtung eines Museums zur Einwanderung
noch immer diskutiert wird, wurden in Frank-
reich bereits Fakten geschaffen: Dort kann im
neu eröffneten Museum die Einwanderungsge-
schichte betrachtet werden. Ziel des Museums
ist es, eine neue Perspektive auf die aktuelle
Migrationsdebatte zu eröffnen. So sei das
Museum einem Bericht der Tageszeitung Le
Monde zufolge sorgsam darauf bedacht, die
„Debatte zu entschärfen, ohne die Augen zu
verschließen oder einen Schlussstrich da-
runter zu ziehen“. ++ Französische Gewerk-
schafter gegen Abschiebung ++ Französische
Gewerkschaften haben sich bei der Air France
erstmals gegen die Abschiebung von Auslän-
dern und Ausländerinnen ausgesprochen.
Kritik wird vor allem daran geübt, dass Aus-
länder immer häufiger gefesselt und gekne-
belt in die Maschinen gebracht würden, nach-
dem die Regierung es sich zum Ziel gesetzt ha-
be, die Zahl der Abschiebungen auf 25.000 pro
Jahr zu erhöhen. „Das trifft mich aus morali-
scher Sicht jedes Mal“, sagte der Steward Sté-
phane Unzue von der Gewerkschaft CGT. „Was
soll man denken, wenn die Betroffenen versi-
chern, dass sie direkt in den Tod geflogen
werden. Dafür sind wir nicht angestellt wor-
den.“

news-ticker
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Unter prekärer Beschäftigung ver-

steht man die seit den 1980er Jahren

wachsende Zahl „untypischer“, weit-

gehend ungeschützter Beschäfti-

gungsverhältnisse in der Arbeitswelt.

Dazu gehören u.a. befristete Arbeits-

verhältnisse, Niedriglohnjobs und

Leiharbeit. Gemeinsam ist diesen Be-

schäftigungsformen, dass sie durch

unzureichende Berücksichtigung

rechtlicher und tariflicher Regelungen

gekennzeichnet sind. Unter diesen

Bedingungen arbeiten überproportio-

nal viele Migrantinnen und Migran-

ten. Sie sind von prekärer Beschäfti-

gung besonders betroffen, vor allem,

wenn sie über einen unsicheren Auf-

enthaltstatus, niedrige oder keine

Qualifikation verfügen oder als Dritt-

staatler einen nachrangigen Zugang

zum Arbeitsmarkt haben. Laut Statis-

tik der Bundesagentur für Arbeit wa-

ren in Deutschland im ersten Halbjahr

2006 insgesamt 598.284 Personen

als Leiharbeitnehmende beschäftigt,

darunter 82.964 Migrantinnen und

Migranten. So hatten annähernd 14

Prozent der Leiharbeitnehmende ei-

nen Migrationshintergrund.  Es kann

dabei davon ausgegangen werden,

dass die Anzahl der Leiharbeitneh-

menden mit Migrationshintergrund

ebenfalls gestiegen ist. Dies bestätigt

die Bestandsaufnahme der Arbeit-

nehmenden mit Migrationshinter-

grund, die das Ressort Migration

beim IG Metall Vorstand mit ausge-

wählten IG Metall Verwaltungsstellen

und Betrieben derzeit durchführt.

„Schon die Zwischenergebnisse der

Bestandsaufnahme zeigen, dass eine

große Anzahl von Menschen mit Mi-

grationshintergrund seitdem noch als

Leiharbeitnehmende beschäftigt

sind“, berichtet Petra Wlecklik vom

Ressort Migration beim IG Metall Vor-

stand. Allgemein gesehen haben Aus-

länder in solchen Berufen eine Chan-

ce, die für Deutsche wegen ungünsti-

gen Arbeitszeiten, Arbeitsbedingun-

gen, geringeren Verdiensten und Auf-

Von prekärer Beschäftigung sind inzwischen weite Teile des Wirtschaftslebens in Deutschland betroffen. Immer mehr

Menschen mit und ohne Migrationshintergrund werden als Leiharbeiter, befristet oder geringfügig beschäftigt. Doch

wie wirkt sich die prekäre Beschäftigung auf die Integration der Migrantinnen und Migranten aus? IGMigration ist die-

ser Frage nachgegangen.
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stiegschancen sowie höherem Ar-

beitslosigkeitsrisiko unattraktiv sind.

Auch deshalb sind Migrantinnen und

Migranten von vornherein einem hö-

heren Prekarisierungsrisiko ausge-

setzt. Hintergrund dieser Situation ist

nicht nur die Arbeitsmarktsituation

sondern auch Einschränkungen durch

den Aufenthaltsstatus und daraus fol-

gende arbeitsrechtliche Beschränkun-

gen. Dennoch „spielen die Arbeits-

marktprobleme in diesem Zusam-

menhang auch eine große Rolle“,

sagt Nafiz Özbek, Leiter des Ressorts

Migration beim IG Metall Vorstand.

„Der Arbeitsplatzabbau in der Pro-

duktion, die Massenarbeitslosigkeit

sowie der anhaltende Rückgang der

sozialversicherungspflichtigen Be-

schäftigung in Deutschland wirken

sich ebenfalls negativ auf Menschen

mit Migrationshintergrund aus, weil

sie überproportional davon betroffen

sind. Die Quote der Arbeitslosigkeit

unter Migrantinnen und Migranten ist

doppelt so hoch wie bei anderen Be-

schäftigtengruppen“, so Özbek. Des-

halb müssen viele Migrantinnen und

Migranten geringfügige, befristete

Nebenjobs annehmen und werden zu-

nehmend in prekäre Beschäftigungs-

verhältnisse abgedrängt. Prekäre Ar-

beit sei oft der einzige Weg in die Er-

werbstätigkeit. Neben den allgemei-

nen Folgen der prekären Beschäfti-

gung wie die Planungsunsicherheit

liegt das Armutsrisiko deutlich höher

als bei Menschen mit deutscher Her-

kunft. Wer prekär beschäftigt ist, ist

ständig von dauerhafter sozialer Aus-

grenzung und Desintegration be-

droht. Für Hans-Peter Killguss vom

Verein „Mach meinen Kumpel nicht

an!“, der ein Projekt zu Menschen mit

Migrationshintergrund in prekärer Be-

schäftigung durchführt, ist „prekäre

Beschäftigung ... nicht nur ein Pro-

blem, das die so genannte ‚Randbe-

legschaft’ im Betrieb anbetrifft, son-

dern auch die Stammbelegschaft.“

Für sie stellt sich prekäre Beschäfti-

gung als mögliche Bedrohung dar.

Sie müssen feststellen, dass ihre Ar-

beit mit gleicher Qualität auch von

Menschen bewältigt wird, die dafür

Arbeits- und Lebensbedingungen ak-

zeptieren, denen sie selbst nicht zu-

stimmen wollen. Die Existenz prekä-

rer Arbeitsverhältnisse schafft auf

dem gesamten Arbeitsmarkt ein Kli-

ma von Angst und Unsicherheit und

führt in nicht seltenen Fällen zur Dis-

kriminierung von Menschen mit Mi-

grationshintergrund. Darüber hinaus

ist die Leiharbeit „per se desintegrie-

rend, weil sie den Arbeitnehmenden

nicht erlaubt, sich in dem Maße in

das betriebliche Geschehen einzu-

bringen, wie das bei der Stammbeleg-

titelthema
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Bestand an überlassenen Leiharbeitnehmern nach Regionaldirektionen

Insgesamt Männer Frauen

Deutsche Ausländer Insgesamt Deutsche Ausländer Insgesamt Deutsche Ausländer Insgesamt
Regionaldirektion

1 2 3 4 5 6 7 8 9
______________________________________________________________________________________________________________________
Nord 29.329 2.803 32.132 22.228 2.053 24.281 7.101 750 7.851
Niedersachsen/Bremen 50.428 6.538 56.966 40.084 4.912 44.996 10.344 1.626 11.970
Nordrhein-Westfalen 109.699 19.926 129.625 83.752 15.979 99.731 25.947 3.947 29.894
Hessen 96.297 15.488 111.785 66.111 11.540 77.651 30.186 3.948 34.134
Rheinland-Pfalz/Saarland 28.958 8.289 37.247 23.275 6.927 30.202 5.683 1.362 7.045
Baden-Württemberg 47.603 11.482 59.085 35.539 8.652 44.191 12.064 2.830 14.894
Bayern 88.156 14.708 102.864 64.882 10.722 75.604 23.274 3.986 27.260
Berlin/Brandenburg 25.120 1.868 26.988 18.131 1.129 19.260 6.989 739 7.728
Sachsen-Anhalt/Thüringen 22.572 1.599 24.171 18.335 1.186 19.521 4.237 413 4.650
Sachsen 17.158 263 17.421 13.739 203 13.942 3.419 60 3.479

Deutschland 515.320 82.964 598.284 386.076 63.303 449.379 129.244 19.661 148.905

© Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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schaft der Fall ist. Wenn Migrantinnen

und Migranten stärker von Leiharbeit

betroffen sind, wofür es auch einige

Hinweise gibt, sind auch weniger in

die Arbeitswelt eingebunden. Das hat

auch Auswirkungen auf die gesell-

schaftliche Integration allgemein“,

sagt Killguss. Viele Leiharbeitende mit

und ohne Migrationshintergrund ken-

nen ihre Rechte nicht. Deshalb infor-

miert die IG Metall NRW in ihrem Rat-

geber „Leiharbeit - ein Job wie jeder

andere?“ ausführlich über die gesetz-

lichen und tarifvertraglichen Regelun-

gen im Zusammenhang mit dieser

Form der Beschäftigung. Zudem be-

antwortet der Ratgeber, der im Rah-

men der IG Metall-Kampagne „Gleiche

Arbeit - Gleiches Geld“ entwickelt

wurde, 21 wesentliche Fragen rund

um Leiharbeit wie die Themen Ar-

beitsvertrag, Einkommensanspruch

und Kündigungsschutz. In Zusam-

menarbeit mit dem Ressort Migration

beim IG Metall Vorstand wird der Rat-

geber ins Russische und Türkische

übersetzt. „Wir wollen durch diese

Maßnahme auch diejenigen Leihar-

beitenden erreichen, die über nicht

ausreichende deutsche Sprachkennt-

nisse verfügen und sich über das

komplexe Thema Leiharbeit informie-

ren wollen“, sagt Christian Iwanowski

von der IG Metall NRW. Darüber hi-

naus wird der Ratgeber in die engli-

sche Sprache übersetzt, damit die eu-

ropäischen Gewerkschaften ihre po-

tentiellen Arbeitnehmenden über das

Thema Leiharbeit in Deutschland in-

formieren können. Der Ratgeber ist

ein exklusives Angebot für Mitglieder

der IG Metall. Für unorganisierte Be-

schäftigte in der Leiharbeit bietet die

IG Metall ein Informationsangebot mit

der Internetplattform ZOOM (Zeitar-

beitnehmerInnen ohne Organisation

Machtlos). Diese ist zu erreichen un-

ter: www.igmetall-zoom.de

Im September 2007 wurde auf der

zentralen Geschäftsführerkonferenz

der IG Metall eine Reihe von Hand-

lungsansätzen entworfen. Dabei ver-

folgt die IG Metall das Ziel, die Politik

zur Änderung des Arbeitnehmerüber-

lassungsgesetzes zugunsten der Leih-

arbeitnehmenden zu bewegen und

die Grundsätze „equal pay“ und

„equal treatment“ in den Betrieben

durchzusetzen. In diesem Zusammen-

hang wurden auch wesentliche Inhal-

te für die Betriebsvereinbarungen de-

finiert. Darüber hinaus wurde auf der

zentralen Geschäftsführerkonferenz

der „Aktionsplan Leiharbeit“ verab-

schiedet. Dieser sieht einen Zeitplan

für die Maßnahmen zur Verbesserung

der Arbeitsbedingungen von Leihar-

beitnehmenden vor, der verstärkte Öf-

fentlichkeitsarbeit, eine Handlungshil-

fe für Betriebsräte in Entleihbetrieben

in Form von Mustervereinbarungen,

Flugblättern und Aktionsbeispielen,

speziell auf die Leiharbeitsbranche

zugeschnittenes Mitglieder-Werbe-

konzept sowie Bildungsbausteine und

Schulungen enthält. Hinzu kommen

Veranstaltungen zum Thema Leihar-

beit in den IG Metall Verwaltungsstel-

len. Des Weiteren werden die in NRW

und Berlin-Brandenburg-Sachsen

durchgeführten Projekte zum Thema

Leiharbeit bis Juni 2008 ausgewertet.

„Leipziger Signal“

Auf dem 21. Ordentlichen Gewerkschaftstag war die Debatte zur Leiharbeit leben-
dig und kämpferisch. 
„Wir haben das ‘Leipziger Signal’ gesetzt“, so der neugewählte Zweite Vorsitzende
der IG Metall Detlef Wetzel in seiner Abschlussrede am 10.11.2007 in Leipzig. „Die
Botschaft lautet: ‘Gleiche Arbeit - Gleiches Geld’, das wollen wir in Hunderten von
Betrieben durchsetzen. Und ich bin sicher. Das schaffen wir! Und es wäre doch ge-
lacht, wenn wir nicht in den nächsten 12 Monaten 10.000 Leiharbeitnehmer orga-
nisieren.“

Die Kampagne beinhaltet u. a. eine offensive Mitgliederwebung, eine bundesweite
Bestandsaufnahme zur Leiharbeit, die Bereitstellung von Materialien und die Qua-
lifizierung für Betriebsräte und Vertrauensleute.

Weitere Informationen zur Entschließung 3 findet ihr im Extranet der IG Metall.

http://extranet.igmetall.de/cps/rde/xbcr/SID-0A456501-69FEEFA6/extranet/Be-
schluss_e3_0029107.pdf



Lange Zeit nur Eingeweihten bekannt,

sind Begriffe wie Prekarisierung und

Prekariat inzwischen in aller Munde.

Was in der aktuellen Debatte häufig

übersehen wird: Die Prekarisierung

von Arbeits- und Lebensverhältnisse

ist kein neues völlig neues Problem.

Für viele Menschen mit Migrations-

hintergrund ist sie gewissermaßen

ständiger Begleiter. Grundsätzlich

gilt: Migranten sind nicht nur über-

durchschnittlich häufig arbeitslos,

auch bei den meisten prekären Be-

schäftigungsformen sind sie überpro-

portional vertreten. Das Problem be-

ginnt schon beim Aufenthaltsstatus,

der, mit Ausnahme der EU-Ausländer,

überwiegend unsicher ist. 2003 hat-

ten nur etwa 10,5 % eine Aufenthalts-

berechtigung; 22,3 % besaßen eine

unbefristete und 27,8 % eine befriste-

te Aufenthaltserlaubnis. Gerade im

Fall von Migranten resultieren prekäre

Arbeits- und Lebensbedingungen

nicht allein aus Arbeitsmarktproble-

men, sondern ebenso aus rechtlich-

politischen Einschränkungen, die mit

dem Aufenthaltsstatus verknüpft

sind. Vorrangigen Arbeitsmarktzu-

gang haben Deutsche, Unionsbürger

und privilegierte Nichtdeutsche. Das

Zuwanderungsgesetz hat hieran

nichts Wesentliches geändert. Gedul-

dete, Asylsuchende und Flüchtlinge

haben nach wie vor entweder einen

nachrangigen oder keinen Zugang

zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt

und sie gelten in den Arbeitsverwal-

tungen als nicht förderfähig. Hinzu

kommt, dass formale Bildungsab-

schlüsse aus den Herkunftsländern

hierzulande nur sehr eingeschränkt

anerkannt werden. Mitgebrachte Qua-

lifikationen werden häufig entwertet,

was insbesondere jüdische Migran-

ten, Spätaussiedler und Fluchtmig-

ranten betrifft, die über hohe, teilwei-

se akademische Abschlüsse verfügen.

Die Nichtanerkennung von Abschlüs-

sen bewirkt hohe Arbeitslosenraten

und unterwertige Beschäftigung. Die

Möglichkeiten zur Nachqualifizierung

bleiben dagegen begrenzt. Aufgrund

ihrer unsicheren Status sind Migran-

ten eher bereit, eine prekäre Beschäf-

tigung anzunehmen, die für Deutsche

wegen der gingen Bezahlung und

schlechter Aufstiegschancen unat-

traktiv ist. Für die oft geäußerte Ver-

mutung, dass Migranten ohne recht-

mäßigen Arbeitsmarktzugang über-

proportional illegal beschäftigt sind,

gibt es hingegen keine verlässlichen

Belege. Nach Schätzungen sind nur

rund 13 % der illegal Beschäftigten

Migranten. Besonders groß ist das

Prekarisierungsrisiko, wenn Migrati-

onshintergrund, Sprachbarrieren und

Qualifikationsdefizite zusammenfal-

len. 

In der Konsequenz bedeutet das für

die Gewerkschaften: Eine Politik der

Entprekarisierung muss für, aber

auch mit Migranten gemacht werden.

Wollen die Gewerkschaften ihre Re-

präsentanz im prekären Sektor ver-

bessern, kommen sie an einem ge-

zielten „Organzing“ von Migranten

nicht vorbei. Dabei wird man nicht al-

lein über die Betriebe, sondern z.B.

auch über Stadtteile und Migranten-

organisationen gehen müssen. Und

dass ist dringend nötig, denn längst

produziert der disziplinierende Druck

der Prekarisierung auch unter Stamm-

beschäftigten „gefügige Arbeitneh-

mer“, die für Gewerkschaften und Be-

triebsräte nur schwer ansprechbar

sind.

Prekarität und Migration

kommentar

Dr. Klaus Dörre

Professor am Institut für Soziologie

der Universität Jena
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dein recht

Anspruch auf finanzielle

Gleichbehandlung

Leiharbeitnehmer haben nach einem

Urteil des Bundesarbeitsgerichts in Er-

furt Anspruch auf die gleiche Bezah-

lung, die auch reguläre Beschäftigte ei-

ner Firma erhalten. Nach dem Urteil

muss der Leiharbeitgeber seinen Be-

schäftigten die Vergütung zahlen, die in

dem ausleihenden Unternehmen üblich

ist („Equal-Pay-Gebot“). Das sehe das

Diskriminierungsverbot des seit Januar

2003 geltenden Arbeitnehmerüberlas-

sungsgesetzes vor, so die Erfurter Rich-

ter. Geklagt hatte eine Sekretärin, die

seit 1981 bei einer Leiharbeitsfirma be-

schäftigt ist. Dabei wurde sie regelmä-

ßig in einem großen juristischen Verlag

eingesetzt. Eine niedrigere Entlohnung

sei nur dann rechtens, so die Urteilsbe-

gründung, wenn im Arbeitsvertrag auf

tarifvertragliche Regelungen hingewie-

sen werde. 

Im vorliegenden Fall konnte das Bun-

desarbeitsgericht den Streit noch nicht

endgültig entscheiden, da das Landes-

arbeitsgericht zu der konkreten Tätig-

keit der Klägerin und der exakten Ver-

gleichsvergütung noch ergänzende

Feststellungen zu treffen hat.

Bundesarbeitsgericht Erfurt, AZ 4

AZR 656/06, Urteil vom 19.9.07

Deutschkurs nicht absetzbar

In Deutschland lebende Ausländer

dürfen die Aufwendungen für

Deutschkurse nicht von der Steuer

absetzen. Das gilt auch dann, wenn

Deutschkenntnisse die Chancen auf

einen Arbeitsplatz erhöhen, so die

Deutsche Anwaltsauskunft mit Be-

zug auf ein Urteil des Bundesfinanz-

hofes. 

Klägerin war eine Thailänderin, die

seit ihrer Eheschließung im Jahr

2001 in Deutschland lebt. Im selben

Jahr nahm sie an Deutschkursen der

Volkshochschulen teil, um sich für

einen Ausbildungsplatz zu qualifizie-

ren. Die Kursgebühren machte sie in

ihrer Einkommenssteuererklärung

als Sonderausgaben geltend, was

das Finanzamt nicht berücksichtigte.

Zu Recht, wie der Bundesfinanzhof

urteilte. Begründung: Die Klägerin

ziehe aus der Kursteilnahme einen

erheblichen privaten Nutzen. 

Urteil des Bundesfinanzhofes vom

15.3.07, AZ VI R 14/04

Verschärfung des Zuwande-

rungsgesetzes

Im Sommer diesen Jahres hat der

Bundestag den Gesetzentwurf der

Bundesregierung zur „Umsetzung

von asyl- und aufenthaltsrechtlicher

Richtlinien der Europäischen Union“

beschlossen. Damit wird das Zuwan-

derungsrecht ebenso verschärft wie

das Staatsangehörigkeitsrecht. Die

Stellungnahme der IG Metall zu den

Änderungen im Zuwanderungsgesetz

finden sich im Extranet der IG Metall.

Außerdem kann dort das Zuwande-

rungsgesetz sowohl in deutscher als

auch in türkischer Sprache angese-

hen werden. 

www.igmetall.de - Extranet

Flüchtlingsrechte gestärkt

Mit einem Grundsatzurteil hat das

Bundesverwaltungsgericht die Rech-

te der von Abschiebung bedrohten

Flüchtlinge gestärkt. Demnach muss

das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge (BAMF) künftig eine be-

reits bestehende Abschiebungsan-

drohung gegenüber einem Asylbe-

werber aufheben, wenn ein Gericht

die Rückführung wegen erheblicher

konkreter Gefahr für Leib, Leben und

Freiheit des Betroffenen untersagt

hat. Damit wurde eine seit dem In-

krafttreten des Zuwanderungsgeset-

zes im Jahr 2005 strittige Frage ge-

klärt. 

BVerwG, Urteil vom 11.09.2007, Az.
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der der IG Metall: „Viele Kinder der

ersten und zweiten Migrantengenera-

tion finden heute weder Ausbildung

noch Arbeit. Das sind die Kinder und

Enkel unserer ausländischen Kolle-

ginnen und Kollegen, die gemeinsam

mit uns dieses Land aufgebaut ha-

ben, die in ihrer IG Metall Seite an

Seite mit uns für bessere Arbeits-

und Lebensbedingungen gestritten

haben! Wir sind es ihnen schuldig,

dass wir ihren Kindern eine bessere

Zukunft eröffnen. Wir brauchen eine

vorwärts weisende Integrations- und

Migrationspolitik, und keine Auslese

beim Zuzug von Fachkräften!“ Diese

Richtung greift auch der Beschluss

des Antrages ‚Integration braucht

Förderung, Chancengleichheit und

Rechtsicherheit’ auf. „Der Beschluss

501 Delegierte der IG Metall, darunter

17 Migrantinnen und Migranten, ent-

schieden beim Gewerkschaftstag

vom 4. bis 10. November in Leipzig

über die politische Ausrichtung der

IG Metall in den nächsten Jahren. Ins-

gesamt entschieden die Delegierten

über 544 Anträge und gaben damit

dem neu gewählten Vorstand ein um-

fangreiches Aufgabenpaket mit. 

Eine Reihe der Anträge beschäftigten

sich mit dem Thema Migration. Hier

standen vor allem Schule, Ausbil-

dung und Qualifizierung sowie die

rechtliche Gleichstellung und Integra-

tionspolitik im Vordergrund. In seiner

Grundsatzrede betonte Berthold Hu-

ber, neu gewählter erster Vorsitzen-

21. Ordentlicher Gewerkschaftstag 2007

In eigener Sache
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stärkt das bisherige Vorge-

hen der IG Metall zur Um-

setzung des Nationalen In-

tegrationsplans. Die IG

Metall wird weiterhin aktiv

auf die Integrationspolitik

der Bundesregierung ein-

wirken und dafür Sorge

tragen, den Nationalen In-

tegrationsplan aktiv voran-

zutreiben“, erläutert Nafiz

Özbek vom Ressort Migra-

tion beim IG Metall Vor-

stand. Dabei soll insbe-

sondere die Beteiligung

von Migrantinnen und

Migranten bei der gesell-

schaftlichen und politi-

schen Willensbildung im

Vordergrund stehen.

„Noch immer ist in

Deutschland die Möglich-

keit zur politischen Partizi-

pation eingeschränkt. Das

Wahlrecht ist gebunden an

die Staatsangehörigkeit.

Selbst wer seit Jahrzehn-

ten in Deutschland lebt,

kann die Politik des Lan-

des nicht mitgestalten.

Dies ist kein

haltbarer Zu-

stand“, so

Nafiz Özbek.

Insgesamt

haben aus-

ländische

Kolleginnen

und Kollegen noch immer

nicht die gleichen Chancen

wie Menschen ohne Migra-

tionshintergrund. Ein

wichtiges Aufgabenfeld ist

daher - so der Beschluss

der Delegierten -dafür zu

sorgen, dass schulische,

ausbildungs- und arbeits-

marktpolitische Integrati-

on von Migrantinnen und

Migranten als umfassende

Aufgabe anerkannt wird.

Sie soll als Daueraufgabe

gesehen werden – dazu

sind sowohl die politi-

schen als auch die rechtli-

chen und finanziellen Rah-

menbedingungen zu

schaffen. 

In diese Richtung zielte

auch die Forderung nach

bildungspolitischen Maß-

nahmen, die die Bildungs-

und Ausbildungsbenach-

teiligungen von Kindern

und Jugendlichen mit Mi-

grationshintergrund besei-

tigen. Denn das dreiglied-

rige Schulsystem führt da-

zu, dass Kinder und Ju-

gendliche mit Migrations-

hintergrund benachteiligt

werden. Der Bildungser-

folg hängt nicht von den

persönlichen Kompeten-

zen ab sondern wird durch

die soziale Herkunft maß-

geblich beeinflusst. Mit

dazu bei trägt sicherlich

auch, dass Lehrer und Leh-

rerinnen nur in seltenen

Fällen eine Weiterbildung

zur interkulturellen Kom-

petenz besitzen. Die IG

Metall fordert deshalb bei-

spielsweise die Abschaf-

fung des dreigliedrigen

Schulsystems und den

Ausbau von Ganztagsschu-

len. Stärker in das Blick-

feld der gewerkschaftli-

chen Arbeit soll auch wie-

der das Thema Asyl ge-

rückt werden. Immer weni-

ger Menschen werden als

Asylbewerber anerkannt.

Dies liegt vor allem an den

hohen bürokratischen Hür-

den, die zunehmend ver-

hindern, dass Menschen

in Not Asyl erhalten. Letzt-

lich anerkannt wurden

2006 nur 251 Personen.

Gleichzeitig wird auf Ab-

schreckung gesetzt und

die Grenzen der EU immer

stärker abgeschottet. Nach

offiziellen Angaben bean-

tragen im letzten Jahr

21.000 Personen Asyl in

Deutschland - die niedrigs-

te Anzahl seit 1983. Nicht

nur im Asylrecht sondern

im gesamten Zuwande-

rungsrecht werden die

Möglichkeiten legal nach

Deutschland einzuwan-

dern  immer weiter be-

schäftigt. In der Folge die-

ser Politik steigt die Zahl

der Personen, die ohne

gültige Papiere in Deutsch-

land leben und arbeiten.

Es gilt hier wirksame Stra-
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tegien zu entwickeln, die

Situation zu entschärfen. 

Einen Themenschwerpunkt

auf dem Gewerkschaftstag

bildete das Thema Prekari-

sierung. Berthold Huber

führte dazu aus: „Wir tre-

ten auch dafür ein, prekä-

re Arbeitsverhältnisse, vor

allem die Leiharbeit, zu

begrenzen und einzudäm-

men. Leiharbeiter dürfen

nicht schlechter behandelt

werden, als Stammbeleg-

schaften. Wir dürfen nicht

zulassen, dass sich Leihar-

beit immer weiter in Nor-

malarbeitsplätze hinein-

frisst. Das bedroht unsere

Tarifverträge und langfris-

tig uns alle! Wo Leiharbeit

nicht verhindert werden

kann, muss der Grundsatz

„Gleicher Lohn für gleiche

Arbeit“ gelten. Dafür wer-

den wir weiterhin eintre-

ten, Betrieb für Betrieb.

Das verstehen wir unter

Solidarität!“ Auch das The-

ma Rechtsextremismus

spiegelte sich in einer Viel-

zahl von Anträgen wider.

Neben einem NPD-Verbot

ging es vor allem um Akti-

vitäten gegen Rechts in

den Betrieben. Als konkre-

te Idee wurde der ‚Rat-

schlag gegen Rechts’ ins

Leben gerufen, der am 11.

und 12. April 2008 in Bad

Orb dem Meinungs- und

Informationsaustauschen

zwischen der aktiven Me-

tallerinnen und Metallern

dienen soll. Ziel ist es, die

vielen örtlichen Aktivitäten

und Erfahrungen mit der

Arbeit in Bündnissen un-

tereinander bekannt zu

machen und so Synergie-

effekte zu nutzen. 

Deutlich wurde auf dem

Gewerkschaftstag, dass

die Umsetzung des Aus-

länderförderungspro-

gramms auf der Tagesord-

nung bleibt. „Wir bereiten

zur Zeit eine Bestandsauf-

nahme der interkulturellen

Situation der IG Metall vor.

Die interkulturelle Öffnung

der IG Metall ist für uns ein

wichtiges Thema. Gerade

dass nur 17 Migrantinnen

und Migranten unter den

Delegierten zu finden sind,

zeigt die Problematik auf:

Zum einen muss die An-

zahl der KollegInnen mit

Migrationshintergrund in

der IG Metall erhöht wer-

den. Dazu gehört z. B.

dass wie die Vorbereitung

der Vertrauensleute und

die Gremeinwahlen inten-

siv begleiten werden. Zum

anderen brauchen wir ver-

lässliche Zahlen - weg von

der Staatsangehörigkeit

als Unterscheidungskrite-
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rium hin zum Migrati-

onshintergrund. Nur

so können wir die in-

terkulturelle Öffnung

auf eine solide Basis

stellen,“ so Petra

Wlecklik vom Ressort

Migration beim IG Me-

tall Vorstand. „Die Be-

schlüsse zeigen, dass

die IG Metall das The-

ma als wichtige Quer-

schnittsaufgabe sieht.

Es gilt, die Integration

zu stärken und dafür

Sorge zu tragen, das

Chancengleichheit zur

Normalität wird.“

Alle Beschlüsse sowie

Impressionen vom

Stand des Ressorts

Migration können im

Extranet der IG Metall

angesehen werden. 
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aus den betrieben

Rolle, sondern die Qualifikation, Sprachkenntnisse sowie

die Offenheit und das Verständnis für die Arbeitsweise in

Deutschland.    

IGMigration: Mit welchen Problemen kommen Beschäftig-

te mit Migrationshintergrund meistens zum Betriebsrat

von Randstad? 

Die Kolleginnen und Kollegen mit Migrationshintergrund

haben im Rahmen ihrer Tätigkeiten die gleichen Proble-

me, die diejenigen ohne Migrationshintergrund auch ha-

ben. Spezifische Probleme der Migrantinnen und Migran-

ten hängen oft mit dem Umgang mit deutscher Verwal-

tung zusammen. Wir haben zwei Migrationsbeauftragte in

unserem Gremium, die sich darum bemühen, diese Pro-

bleme zu lösen. Sie sind regelmäßig vor Ort in den Ein-

satzbetrieben und beraten die Kolleginnen und Kollegen

auch bei ausländerrechtlichen Fragen. 

IGMigration: Wie sieht die Zusammenarbeit mit Betriebs-

räten in den Entleihfirmen aus? 

Wir als Betriebsräte bei Randstad pflegen sehr gute und

enge Kontakte zu den Betriebsräten der Kundenunterneh-

men. Ziel der Zusammenarbeit ist die Verbesserung der

Arbeitsbedingungen aller Zeitarbeitnehmerinnen und Zeit-

arbeitnehmer. Hierzu kommt auch das Thema Integration. 

IGMigration: Und wie wird die Integration dort gefördert?

Zeitarbeit — (K)ein Weg zur Integration?!

Mit 44.000 Mitarbeitern ist Randstad Deutschlands größte Zeitarbeitsfirma. Unter den Beschäftigten ist ein großer Anteil

von Menschen mit Migrationshintergrund. Über die Situation der in den Entleihbetrieben von Randstad arbeitenden Mi-

grantinnen und Migranten sprachen wir mit dem Betriebsratsvorsitzenden Klaus Depner.    

IGMigration: Welchen Belastungen sind Leiharbeitneh-

merinnen und Leiharbeitnehmer mit Migrationshinter-

grund in den Entleihbetrieben ausgesetzt? 

Menschen mit Migrationshintergrund sind meiner Erfah-

rung nach den gleichen Belastungen ausgesetzt, wie

Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmer ohne Mi-

grationshintergrund, wenn man an Faktoren wie körper-

liche Belastung oder die Anforderungen an Mobilität und

Flexibilität denkt. Der Faktor, der für manche eine größe-

re Belastung darstellt, ist die oft noch hohe Sprachbar-

riere. Sprache scheint mir der wichtigste Integrationsfak-

tor zu sein. Sprache ist notwendig um Arbeitsanweisun-

gen zu verstehen und Gesprächen der Kolleginnen und

Kollegen zu folgen oder an Gesprächen aktiv teilzuneh-

men, ohne Angst zu haben, außerhalb zu stehen.

IGMigration: Und wie verläuft die betriebliche Integration

dieser Menschen? 

Die Arbeit ist ein wesentlicher Bestandteil von Integrati-

on. Die Zeitarbeit hat meiner Meinung nach keine andere

Auswirkung auf die Integration als die reguläre Beschäf-

tigung. Wir haben auch eine große Anzahl von Kollegin-

nen und Kollegen, die eine gute Ausbildung im Ausland

absolviert haben und gute Qualifikationen mitbringen.

Ich denke, dass allen Menschen, die eine gute Ausbil-

dung haben, die Integration leichter fällt. Für die Integra-

tion spielt der jeweilige Migrationshintergrund keine



Wir haben bei Randstad eine Akademie, die das Ziel

verfolgt, die Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitneh-

mer weiterzuqualifizieren. Ein Baustein wird in der Zu-

kunft die „Sprachfitness“ sein. Das Angebot wird bald

Sprachkurse beinhalten, an denen Kolleginnen und Kol-

legen, die über nicht ausreichende Deutschsprach-

kenntnisse verfügen, teilnehmen können. Manchmal

treten Konflikte bei der Zusammenarbeit auf, bei denen

wir alleine nicht effektiv handeln können. Deswegen

versuchen wir, gemeinsam mit Betriebsräten in den

Kundenunternehmen, Lösungen zu finden. Wir bespre-

chen auch mit den Verantwortlichen in Kundenunter-

nehmen die Maßnahmen, die ergriffen werden sollen,

um solche Konflikte zu entschärfen, wie beispielsweise

die Integrationsworkshops oder das Einbeziehen unse-

rer Mitarbeiter in die Freizeitaktivitäten des Betriebs. 

IGMigration: Viele Beschäftigte mit Migrationshinter-

grund sind nicht in Betriebsräten organisiert. Wie moti-

vieren Sie diese Menschen, sich in die Betriebsräte ak-

tiv einbringen?

Der Organisationsgrad aller Zeitarbeitnehmerinnen und

Zeitarbeitnehmer ist eher gering. Es gibt hier keine

messbaren Unterschiede zwischen dem Organisations-

grad von Kolleginnen und Kollegen mit und ohne Migra-

tionshintergrund. Unser Gremium hat, wie gesagt, zwei

Migrationsbeauftragte. Diese klären auf, auch vor Be-

triebsratswahlen, um vorhandenen sprachlichen Barrie-

ren entgegen zu wirken. Wir sprechen unsere Kollegin-

nen und Kollegen direkt an, auch in Sprechstunden. Da-

rüber hinaus sind die Betriebsräte von Randstad inter-

kulturell aufgestellt. Viele Kolleginnen und Kollegen mit

Migrationshintergrund sind in unseren Betriebsräten

vertreten. Unser Unternehmen spiegelt sich in unseren

Betriebräten wider. Das zeigt, dass wir großes Interesse

daran haben, dass jede und jeder die Möglichkeit be-

kommt, an diesen demokratischen Gremien teilzuhaben

und sich aktiv einzubringen.     

IGMigration: Wie gut stehen eigentlich die Chancen

über Leiharbeit den Einstieg in eine dauerhafte Beschäf-

tigung zu finden? 

Die Chancen auf eine Übernahme in ein Arbeitsverhält-

nis beim Kundenunternehmen hängen auch stark von

Ausbildung und/oder Qualifikation ab. Bei Randstad ha-

ben wir zur Zeit eine Quote von ca. 30 Prozent Übernah-

me durch die Kundenunternehmen, sprich unsere Kun-

den.

IGMigration: Inwieweit können Weiterbildungs- und

Qualifizierungsmaßnahmen die Aussichten auf dauer-

hafte Beschäftigung verbessern?    

Weiterbildung und Qualifizierung sichern immer Ar-

beitsplätze. Weiterbildung und Qualifizierung sind gera-

de im Hinblick auf eine berufliche Fort- und Weiterent-

wicklung unverzichtbar. Natürlich ist eine gute Ausbil-

dung keine Garantie auf einen lebenslangen Arbeits-

platz in einem Unternehmen, aber je besser die Ausbil-

dung und Fähigkeiten sind, desto größer die Chance auf

einen qualifizierten Arbeitsplatz.
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marktplatz

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat ei-

nen neuen Internetauftritt zum Thema Integration kre-

iert. Dort gibt es allgemeine Informationen zum Thema

Integration, Hilfe und Ansprechpartner für Zuwanderer

sowie Fachinformationen für Akteure der Integrations-

arbeit. 

www.integration-in-deutschland.de

Zum 1. Oktober 2007 wurden zwei

neue Beschäftigungsprogramme

eingeführt. So soll für langzeitar-

beitslose, erwerbsfähige Hilfebe-

dürftige mit besonderen Vermittlungshemmnissen eine

neue Arbeitgeberförderung eingeführt werden. Außerdem

sollen junge Arbeitslose, die mindestens seit sechs Mona-

ten arbeitslos gemeldet sind, von einem so genannten

Eingliederungszuschuss profitieren. 

Mehr: http://www.bundesregierung.de/nn_1524/Con-

tent/DE/Artikel/2007/09/2007-09-28-gesetzliche-neure-

gelungen-oktober.html

Neue Beschäftigungsprogramme Migration positiv für Region

Den Auswirkungen des Zuzugs von Hochqualifizierten zu

einer Region geht der IAB Kurzbericht 12/2007 nach.

Demnach ist die Beschäftigung ausländischer Arbeits-

kräfte in den einzelnen Regionen sehr unterschiedlich.

Es zeigte sich, dass von der kulturellen Vielfalt eine po-

sitive Wirkung auf die Vergabe von Patenten ausgeht:

Regionen, die sich durch Beschäftigte mit vielfältigen

kulturellen Hintergründen auszeichnen, sind laut IAB er-

folgreicher bei der Entwicklung neuer Produkte als ande-

re Gebiete. Dabei ist die Qualifikation der Arbeitskräfte

allerdings für die Wirkung dieser Vielfalt nicht unerheb-

lich, so der Bericht. Die stärksten Effekte auf das Innova-

tionsergebnis zeigen sich bei Hochqualifizierten.

www.iab.de - Rubrik Publikationen/IAB Kurzberichte

BAMF mit neuer Internetplattform

Hoteliers gegen rechts

Zum Europäischen Tag der Spra-

chen hat die Europäische Kommis-

sion einen Bericht über die Mehr-

sprachigkeit in den Mitgliedslän-

dern vorgelegt. Demnach hat sich

die Situation in fast allen Ländern der EU, vor allem bei

den Jüngeren, verbessert. In den Sekundarstufen wer-

den verstärkt zwei Fremdsprachen angeboten. Aller-

dings - so der zuständige EU-Kommissar für Mehrspra-

chigkeit Leonard Orban - gebe es noch Defizite beim

Sprachunterricht für Erwachsene. Zudem solle der

Fremdsprachenunterricht auf sämtliche Bildungswege

ausgedehnt und das Sprachangebot erweitert werden. 

www.migration-online.de/sprachenbericht_kommission

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) veröffent-

lichte den Zwischenbericht über das Projekt

„Inklusionsstrategien für junge Aussiedler im

Übergang Schule-Beruf“, das sich mit den Le-

benslagen von Aussiedlerjugendlichen beschäftigt. Demnach

sind Aussiedlerjugendliche im Übergang von der Schule ins

Berufsleben in besonderem Maße von dauerhafter Ausgren-

zung von Erwerbsarbeit betroffen. Die beiden größten Zuwan-

derergruppen unter den Hauptschülern, die jungen Aussiedler

und die Jugendlichen türkischer Herkunft, unterscheiden sich

laut DJI in ihren Plänen und Motiven. Die jungen Aussiedler

würden überproportional häufig den Einstieg in Ausbildung

unmittelbar nach Ende der Pflichtschulzeit anstreben. Aller-

dings gelinge dies nur relativ selten. Sehr viel häufiger müsse

auf die meist ungeliebte Alternative „Berufsvorbereitung“

ausgewichen werden. 

http://www.dji.de/cgi-bin/projekte/output.php?projekt=459

Aussiedlerjugendliche betroffen

Mehrsprachigkeit in Europa

In Sachsen-Anhalt hat eine große Zahl von Wirten und Ho-

telbesitzern Rechtsextreme zu unerwünschten Gästen er-

klärt. Ca. 1000 Gastronomen beteiligen sich lt. Angaben

des Hotel- und Gaststättenverbandes an einer neuen Akti-

on „Rechtsextreme raus“. So sollte an NPD-Politiker kein

Hotelzimmer oder keine Tagungsräume mehr vermietet

werden. Vorbild ist die Aktion eines Dresdner Hotelchefs.



Immer wieder treten Neonazis mit scheinbar sozialpoliti-

schen Parolen auf. „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ wird da

beispielsweise gefordert. Doch was steckt wirklich hinter die-

sen Forderungen? Sind die Neonazis wirklich an einer gerech-

ten Sozialpolitik interessiert? Der neue Flyer der IG Metall „Ar-

gumente gegen soziale Demagogie von Rechtsextremen“ hin-

terfragt einige der gängigen Parolen von Neonazis. Außer-

dem werden Tipps zum Umgang mit rechten Demagogen ge-

geben. 

Die Flyer können bei den Verwaltungsstellen bestellt werden. 

Deine Meinung zählt - schreib uns,

was du zu sagen hast! Zu einem der hier behandelten Themen

oder zu einer Sache, die dir unter den Nägeln brennt. Schreib

uns deine Meinung zur IGMigration — 

per E-mail: igm-migration@igmetall.de

oder mit der Post an:

IG Metall Vorstand, Ressort Migration

Wilhelm-Leuschner-Str. 79

60329 Frankfurt am Main

Soziale Gerechtigkeit bei Neonazis?

26 länderspezifische Schattenberichte

hat ENAR, ein Netzwerk von europäi-

schen Nichtregierungsorganisationen

zur Verhinderung von Rassismus in al-

len EU Mitgliedsstaaten, herausgege-

ben. Kritisiert wird der eingegrenzte

Zugang zum Arbeitsmarkt in Deutsch-

land. So sind in Deutschland noch doppelt so viele Auslän-

der wie deutsche Staatsangehörige arbeitslos. 

www.enar-eu.org

Was verbirgt sich eigentlich hinter

Chanukka? Wer feiert Homowo und

wem widmet sich Tano, das Fest der

Doppel-Fünf? Auf der Internetseite

www.feste-der-religionen.de kann

man sich über verschiedene Religio-

nen und deren Feiertage und Ge-

denktage informieren. Mit einem Festkalender können

für jeden Monat die Feiertage angesehen werden.

www.feste-der-religionen.de

Wer Mitglied werden will, kann

am Arbeitsplatz IG-Metall Ver-

trauensleute oder andere Kolle-

ginnen und Kollegen anspre-

chen, die der IG Metall angehö-

ren. 

Informationen im Internet:

www.igmetall.de

per Telefon: 069/6693-2578

per E-Mail: : 

mitglieder@igmetall.de

Mitglied werden –

so geht’s:

Interkulturelle Feste Schattenberichte zu Rassismus



zu guter letzt…

Arbeitnehmender gestärkt und zu ei-

ner allgemeinen Aufgabe des Be-

triebsrates erklärt. Seitdem gibt es

auf betrieblicher Ebene die Möglich-

keit der Beteiligung an den Mitbe-

stimmungsgremien. „Vor dem Hin-

tergrund dieser Erfahrungen ist es

um so wichtiger, Partizipationsmög-

lichkeiten auch im Wohn- und Le-

bensumfeld in den Kommunen zu

schaffen“, so Nafiz Özbek. Während

in anderen EU-Ländern wie Schwe-

den oder Irland auch Drittstaatsan-

gehörige ein kommunales Wahlrecht

nutzen können, ist ihnen diese Mög-

lichkeit in Deutschland bisher ver-

Schweden und Griechen in Deutsch-

land dürfen es, Norweger und Tür-

ken nicht: Bürgermeister und Stadt-

räte wählen. Was sich zunächst

recht willkürlich anhört, liegt in der

EU-Mitgliedschaft begründet. EU-

Bürger in Deutschland dürfen be-

reits seit fünfzehn Jahren an Kom-

munalwahlen teilnehmen, Nicht-EU-

Ausländer haben dieses

Recht nicht. Deshalb

unterstützen die Ge-

werkschaften das kom-

munale Wahlrecht für

Drittstaatsangehörige. 

„Es kann nicht sein,

dass Drittstaatsangehö-

rige, die seit Jahrzehn-

ten hier leben, ungleich

behandelt werden“, er-

klärte Nafiz Özbek vom

Ressort Migration beim IG Metall

Vorstand. „Im Rahmen des Betriebs-

verfassungsgesetzes kann nun

schon seit 35 Jahren auf gute Erfah-

rungen der Beteiligung in den Be-

trieben geblickt werden. Damals

wurde die Integration ausländischer

wehrt. „Wer Integration will und sie

auch fördern möchte, muss die

Grundlage für gleiche Rechte schaf-

fen. Es kann doch nicht sein, dass

mein Pass entscheidend ist, ob ich

mich in einer Kommune engagieren

und beteiligen kann. Jemand, der

schon seit Jahren hier lebt und viel-

leicht sogar hier geboren ist, identifi-

ziert sich mit seiner

Stadt und möchte sich

an der politischen Ge-

staltung beteiligen“,

gibt Nafiz Özbek zu Be-

denken. „Wir fordern

gleiche Rechte für alle.

Und dazu gehört, dass

Drittstaatsangehörige

die Möglichkeit haben,

Politik auf kommunaler

Ebene zu gestalten.“ 

Gleiches Recht für Alle — 
Kommunales Wahlrecht für Drittstaatsangehörige


